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Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Dr. Kordfelder,

die SPD-Fraktion bit tet Sie, den folgenden Resolut ionsentwurf auf die Tagesordnung

der nächsten Ratssitzung zur Beratung und Verabschiedung zu setzen.

Resolution

Getrennte Wahltermine für Kommunal- und Bundestagswahl in NRW

verhindern! Arbeitsfähigkeit der kommunalpolitischen Gremien sichern!

Der Rat der Stadt Rheine fordert die Landesregierung auf, die im Jahre 2009 in NRW

durchzuführenden Kommunalwahlen gemeinsam mit den Wahlen zum Bundestag

durchzuführen.

Der Rat der stadt Rheine fordert die Landesregierung auf, im Kommunalwahlgesetz

feskuschreiben, dass das Erreichen von mindestens 3?5 der abgegebenen Stimmen

Voraussezung für den Einzug in die kommunalpolitischen Gremien ist-

Der Rat der stadt Rheine bittet die Bürgermeisterin, sich nachdrücklich fiir diese

Position gegenüber dem Innenminisfer des Landes NRW sowie den kommunalen

S p itz enve r b ä n d e ei nz usetzen,

Begründung:

Es muss das Ziel  der pol i t isch verantwort l ichen sein,  den Bürger innen und BÜrgern die

Tei lnahme an wahlen zu ermögl ichen und eine hohe wahlbetei l igung zu erreichen, sowle

handlungefähige Gremien auf kommunaler Ebene, Landesebene und Bundesebene und zu

schaffen.
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Durch die Zusammenlegung der Termine fÜr die wahl zum Deutschen Bundestag und den

Kommunalwahlen in NRW wird dieses Ziel  am besten erreicht

Eine Trennung der Wahlen führt  demgegenÜber

- zu deut l ich ger ingerer Wahlbetei l igung,

-  zu deut l ich höheren Kosten für die Kommunen

- zu deutliche höherem Verwaltungsaufwand

und fördert die Politikverd rossenheit der Bevölkerung.

Aufgrund der vorgezogenen Bundestagswahl 2005 fal len die Kommunalwahl und die

Bundestagswahl im Herbst 2009 terminl ich zusammen.

Nach den. jetzt  bekannt gewordenen Plänen beabsicht igt  die Landesreg ierung, die beiden

Wahltermine um einige Wochen voneinander zu trennen. Die Folgen sind erhebl ich:

1.  wahlbetei l igung: Die Trennung von Kommunal-  und Bundestagswahl verr ingert  die

wahlbetei l igung bei  der Kommunalwahl.  Berei ts bei  den letzten Kommunalwahlen im

september 2004 war die wahlbeteiligung auch in unserer stadt auf einen Tiefpunkt

gesunken.

Demgegenuber werden bei  den Bundestagswahlen die höchsten wahlbetei l igungen

aller Wahlen erreicht. Eine niedrige Wahlbeteiligung stärkt die kleinen Parteien und

Spl i t terg ruppen. In der Folge wird die Bi ldung stabi ler Mehrhei ten in den Räten in

Zukunft weiter erschwert und splitterparteien auf dem linken und rechten Rand des

politischen Spektrums der Einzug in die Kommunalparlamente erleichtert

2. Mehrkosten und Mehraufwand für die Kommunen: Laut Presseberichten haben

erste schätzungen ergeben, dass ein getrennter wahltermin für die Bundestags- und

die Kommunalwahl zusätzl iche Ausgaben für die Kommunen in NRW in Höhe von rund

42 Millionen € bedeutet.

Auch in unserer Stadt werden in erhebl ichem Maße Gelder gebunden, die unsere

Kommune dr ingend an anderer Stel le benöt igt !

Die Belastungen der haupt-  wie ehrenamtl ichen Helfer s ind bei  zwei Wahlterminen in

kurzer Folge enorm, die Besetzung der notwendigen wahlvorstände erweist sich

zunehmend als schwier ig.

3. Dauerwahlkampf 2OO9/10: lm Sommer 2009 findet die Europawahl statt, im Herbst

2OO9 die Bundestags- und die Kommunalwahl.  lm Frühjahr 2010 steht dann in

Nord rhein-Westfalen die Landtagswahl auf dem Programm Wenn Bundestags- und

Kommunalwahl im Herbst 2009 nicht an einem Termin stat t f inden, droht sowohl den



Bürgerinnen und Bürgern und als auch den Padeien ein unzumutbarer

Dauerwahlkampf über fast  ein ganzes Jahr '

wahlmüdigkeit und Politikverdrossenheit werden dadurch weiter gefördert.

Eine sperrklausel  verhindert  eine Zusammensetzung der Räte /  Kreistage, die eine

zukunftsorientierte Arbeit unmÖglich macht.

Mit  f reundl ichen Grüßen
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